
Stellungnahme des WWF zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich der Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung von Unternehmen in der durch die Richtlinie (EU) 2025/794 
geänderten Fassung 

 
Der WWF Deutschland begrüßt das Ziel der Bundesregierung allen betroffenen 
deutschen Unternehmen endlich – soweit aktuell möglich - einen rechtssicheren 
Rahmen für die Nachhaltigkeitsberichterstattung zu geben. Denn die Corporate 
Sustainability Reporting Directive (CSRD) schafft nicht nur Transparenz bezüglich der 
Umwelt- und sozialen Wirkungen von Unternehmen, sie befähigt auch eine effektive 
Informationsversorgung verschiedenster Marktakteure. In Koppelung mit weiteren 
Gesetzgebungen, wie der SFDR, schafft sie somit die Grundlage für den 
Informationsaustausch zwischen Unternehmen der Real- und Finanzwirtschaft 
bezüglich Strategie und Planung zur Umsetzung der Transformation zu einem 
Wirtschaften innerhalb der planetaren Grenzen sowie menschenrechtlicher und sozialer 
Fragen.  Damit stärkt sie den dringend notwendigen Transformationsfokus von 
Unternehmen und erlaubt diesen in unternehmerische Entscheidungsprozesse zu 
integrieren. Informationen werden systematisch erhoben und Steuerung möglich. Die 
CSRD dient als Start und Richtschnur für eigene Transitionspläne mit konkretem 
Klimaziel und mittel- und langfristigen Zwischenzielen bzw. Maßnahmen zur Erreichung 
und Umsetzung. 
 
Eine Unterstützung in der Lösungsfindung beim aktuell von der EU-Kommission 
eingebrachten “substance proposal” halten wir deshalb für sehr erstrebenswert. Es wird 
signifikante Erleichterungen und Vereinfachungen für betroffene Unternehmen geben, 
jedoch sollte das politische Ziel dabei nicht aus den Augen verloren werden. 

Eine CSRD, die ihr Ziel als strategisches Instrument in der Transformation verfehlt, führt 
nur zu mehr bürokratischer Last als Nutzen. Auch kleine und mittelständische 
Unternehmen brauchen Hilfestellungen, um sich zum einen den regulatorischen 
Herausforderungen, zum anderen den Transformationsanforderungen stellen zu 
können, um sich zukunftsfähig und resilient aufzustellen. Hier ist besonders auf die 
Anhebung relevanter Schwellenwerte sowie legislative Maßnahmen zur Eingrenzung der 
mittelbaren Berichtspflicht kleinerer Unternehmen zu achten. Eine Ausnahme bei der 
CSRD ist also nicht notwendigerweise hilfreich für die Zukunftsfähigkeit deutscher 
Unternehmen, denn diese brauchen klaren Leitplanken und Regeln für ihre 
Transformation. Transitionspläne als entscheidendes strategisches Werkzeug sind 
hierfür essenziell. Eine Vorwegnahme, der im Moment in der Diskussion stehenden 



inhaltlichen Änderungen im „substance proposal“ sind deshalb weder rechtsgültig noch 
inhaltlich pauschal sinnvoll.  

Wir bedauern, dass auch im aktuellen Entwurf das Mitgliedstaatenwahlrecht zur 
Bestimmung weiterer unabhängiger Erbringer von Bestätigungsleistungen nicht genutzt 
wird. Andere Mitgliedsstaaten, wie Niederlande und Frankreich, haben es bereits 
vorgemacht: Eine Öffnung durch Einbindung von Spezialisten (Ökolog:innen, 
Chemiker:innen, Sozialwissenschaftler:innen) oder Zertifizierern bietet Fachexpertise, 
erweitert den Markt und kann so zu kosteneffizienteren und innovativeren Prüfungen 
führen. Wir brauchen keine reine Kontrolle der Zahlenangaben, Prüfung formaler 
Konsistenz, der Berichtsrichtigkeit, sondern eine Beurteilung der 
Nachhaltigkeitsstrategie und Transformationsfähigkeit eines Unternehmens. Wir 
brauchen eine Prüfung von Klimarisiko-Szenarien, z.B. 1,5°C-Kompatibilität, und deren 
Governance. Eine Indikator-orientierte Validierung ermöglicht eine Prüfung nicht-
finanzieller Daten nach wissenschaftliche basierten Zielsystemen, wie der Science-
Based Targets Initiative oder dem GHG Protocol. Es könnte die Entwicklung neuer 
Prüfungsstandards für ESG-Ziele gefördert werden z.B. für Kreislaufwirtschaft oder 
Netto-Null-Pfade, die noch nicht Teil der klassischen WP-Praxis sind. 

Deutschland hat die Chance, entlang der Anforderungen der CSRD, die eigene 
Transformation, Wettbewerbsfähigkeit und Zukunftsfähigkeit zu planen und 
umzusetzen. Die Unternehmen brauchen allerdings, auch bei den zu erwartenden 
Vereinfachungen, klare Hilfestellungen in der Anwendung und Umsetzung. 
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